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Reglement für einen nachhalti-

gen Finanzhaushalt 

        

Der Einwohnerrat der Stadt Aar-

au, 

   

gestützt auf § 10f der Gemeinde-

ordnung der Einwohnergemeinde 

Aarau vom 23. Juni 1980
1)

, 

   

beschliesst:    

I.    

1. Allgemeine Bestimmungen         

§  1 

Zweck und Gegenstand 

   

1

 Dieses Reglement bezweckt die 

Umsetzung einer nachhaltigen 

Entwicklung des städtischen Fi-

nanzhaushalts, indem bei einer 

massvollen Steuerbelastung lang-

fristig das Eigenkapital nicht sinkt 

und die Schuldenquote nicht an-

steigt. 

SVP 

Die Finanzstrategie mit angestrebtem Gleich-

gewicht im Zieldreieck erachten wir als sinn-

voll und nachvollziehbar. 

 

Einzelperson 

Ganz wichtig ist die moderate Steuerbelas-

tung. 

 

  

2

 Die Steuerbelastung gilt als mas-

svoll, wenn der Steuerfuss für na-

türliche Personen unter dem ge-

wichteten arithmetischen Mittel-

wert im Bezirk und im Kanton 

liegt. 

FDP 

Wir unterstützen die Finanzstrategie basie-

rend auf dem «Zieldreieck» im Grundsatz. 

«Gutes Leistungsangebot» beinhaltet für uns 

jedoch Potenzial für viel Wünschbares. Wir 

erwarten, dass sich die öffentliche Hand auf 

 

Gemäss den Vorgaben ist der tie-

fere gewichtete Mittelwert mass-

gebend, derzeit somit 104 %. Der 

Steuerfuss könnte somit maximal 

auf 103 % erhöht werden. 

2

 Die Steuerbelastung gilt als mass-

voll, wenn der Steuerfuss für natür-

liche Personen unter dem gewichte-

ten arithmetischen Mittelwert im 

Bezirk und im Kanton liegt. 

 

                                                      
1) SRS 1.1-1 

http://aarau.tlex.ch/data/1.1-1/de
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ihre Kernaufgaben konzentriert. «Attraktive 

Steuerbelastung» wird im Reglement mit dem 

Wort «massvoll» abgebildet. Die Definition 

von «massvoll» entspricht aus unserer Sicht 

zu wenig den aktuellen Verhältnissen und 

den Zukunftsaussichten. Der Mittelwert im 

Bezirk liegt bei 104%, im Kanton bei 106% 

und somit ist das arithmetische Mittel 105%. 

Im aktuellen Politikplan wird aufgezeigt, dass 

Aarau bestrebt ist, den Steuerfuss nach den 

beiden Erhöhungen der letzten drei Jahre län-

gerfristig bei 97% zu halten. Aus diesem 

Grund fordern wir folgende Anpassung des 

Wortlautes in §1 Abs.2: «…als massvoll, wenn 

der Steuerfuss für natürliche Personen 3% 

unter dem gewichteten arithmetischen Mit-

telwert im Bezirk und im Kanton liegt.». Da-

mit kann verhindert werden, dass der Steuer-

fuss leichtfertig (bis auf 104%) angehoben 

werden kann. Aarau muss attraktiv bleiben 

für (gute) Steuerzahlende.  

 

SP 

Was hier vorgeschlagen wird ist keine Strate-

gie, sondern ein rigides Regelwerk. Jedwede 

Aktion, die zu einer Verschiebung innerhalb 

dieses Regelwerkes (Zielen) führen würde, 

kann als Regelverstoss gedeutet und blockiert 

werden. Dieser Vorschlag ist keine Schulden-

bremse, sondern eine Vollbremse.  Wir finden 

die Festsetzung des Steuerfusses ist Sache 

des Einwohnerrates, unter Einbezug des Bud-

gets, d.h. der anstehenden Investitionen und 

der laufenden Rechnung. Die Festsetzung des 

Steuerfusses hat nichts in einer Schulden-

bremse zu suchen! 

 

Pro Aarau 

Steuerfuss soll sich auf den Mittelwert des 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Steuerfuss wird von Einwoh-

nerrat und Volk in einem demo-

kratischen Prozess festgelegt. Der 

Festlegung des Steuerfusses ob-

liegt auch mit dem vorgeschlage-

nen Mechanismus Einwohnerrat 

und Volk. Es wird lediglich eine 

Obergrenze definiert, die nicht 

überschritten werden soll und 

nach der sich die Erarbeitung des 

Budgets ausrichten soll. 

 

 

 

 

Weil der Mittelwert des Bezirks 

Als Folge dieser Streichung in Abs. 2 

ist auch der bisherige § 6 Abs. 1 

Bst. h zu streichen und der bisheri-

ge Bst. i wird neu zu Bst. h. 
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Bezirks beziehen, nicht Kanton. 

 

 

SVP 

Die gewählte Formel trägt dem Faktor Steuer-

kraft nicht Rechnung. Aarau weist im Ver-

gleich mit den meisten anderen Gemeinden 

im Bezirk wie auch im Kanton eine ausserge-

wöhnlich hohe Steuerkraft auf. Entsprechend 

muss dem mit einem Abzug von den erwähn-

ten Mittelwerten Rechnung getragen werden. 

Wir schlagen folgendes Wording für die Defi-

nition "massvolle Steuerbelastung" vor: "Die 

Steuerbelastung gilt als massvoll, wenn der 

Steuerfuss für natürlich Personen mindestens 

5 % unter dem gewichteten arithmetischen 

Mittelwert im Bezirk und Kanton liegt. 

 

EVP 

Wir wünschen folgende Änderung: Die Steu-

erbelastung gilt als massvoll, wenn der Steu-

erfuss für natürliche Personen unter dem ge-

wichteten arithmetischen Mittelwert im Kan-

ton liegt. Begründung: Ein Vergleich mit dem 

Bezirksmittel macht keinen Sinn, da die Stadt-

teilweise völlig andere Aufgaben zu bewälti-

gen hat, als die Gemeinden im Bezirk: Aarau 

hat viele Zentrumsfunktionen. Führt die Ana-

lyse des Zukunftraums Aarau zu grösseren 

Fusionen, wird das Bezirksmittel sowieso ob-

solet. 

 

Grüne 

Eine ausgeglichene Finanzpolitik ist ein grü-

nes Kernanliegen, sind doch die Grünen die 

Partei der Nachhaltigkeit. Entsprechend sind 

wir gerne bereit, die Einführung einer Schul-

denbremse für Aarau in Erwägung zu ziehen 

und zu diskutieren. Trotzdem stehen wir dem 

stark durch den Steuerfuss der 

Stadt beeinflusst wird, soll nur der 

Mittelwert im Kanton massgebend 

sein.  

 

Die höhere Steuerkraft ist nötig, 

damit die Stadt ein "gutes Leis-

tungsangebot" finanzieren kann, 

das auch von der Region genutzt 

wird. Das gute Leistungsangebot 

ist ein Element einer nachhaltigen 

Finanzpolitik. Mit einer vorgege-

benen Unterschreitung des ge-

wichteten arithmetischen Mittels 

um 5% wäre das nicht mehr gege-

ben. 

 

 

 

Dem Antrag wird entsprochen. 

Weil der Mittelwert des Bezirks 

stark durch den Steuerfuss der 

Stadt beeinflusst wird, soll nur der 

Mittelwert im Kanton massgebend 

sein. 
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Entwurf aber insgesamt sehr kritisch gegen-

über:  Obwohl die Schuldenbremse eine frei-

willige Selbstbeschränkung ist, hat sie in ihrer 

Wirkung einen rechtlich verbindlichen Charak-

ter. Dies bedingt aus unserer Sicht an der 

Ausgangsbasis – also schon vor der Einfüh-

rung der Schuldenbremse – ein ausbalancier-

tes Budget, welches einerseits in Bezug auf 

Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen ist, 

und andererseits die notwendige Eigenfinan-

zierung der Investitionen sicherstellt. Auf-

grund der vorliegenden Jahresrechnungen hat 

die Stadt Aarau ein langfristig ausgeglichenes 

Budget, jedoch noch nicht erreicht. Dafür wä-

ren Verbesserungen von rund fünf Millionen 

Franken notwendig, welche aus Sicht der 

Grünen - nach all den intensiven Sparbemü-

hungen der letzten Jahre - vor allem durch 

erhöhte Steuern erreicht werden müssten. Da 

die Höhe der Steuern ja aber sowieso im de-

mokratischen Prozess ausgemarcht wird, fin-

den wir es kontraproduktiv, diese weiter zu 

reglementieren. Wir schlagen deshalb vor, auf 

die Definition der massvollen Steuerbelastung 

unter dem Mittelwert von Bezirk und Kanton 

(§1) zu verzichten.  

 

Grünliberale 

Ein kleines Gedankenexperiment: Was pas-

siert, wenn alle Gemeinden im Bezirk für sich 

dieselbe Regel beschliessen? Dies würde 

zwangsläufig zu einer Abwärtsspirale führen. 

Der vorgeschlagene Mechanismus ist aus un-

serer Sicht deshalb weder durchdacht noch 

sinnvoll. 
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3

 Dieses Reglement legt die Anfor-

derungen für die nachhaltige Ent-

wicklung des Finanzhaushalts 

fest, konkretisiert deren Umset-

zung und regelt die Folgen bei 

einer Verletzung der Vorgaben. 

 

 

  

§  2 

Geltungsbereich 

  

 

  

1

 Dieses Reglement findet Anwen-

dung auf das Budget und die Jah-

resrechnung (Erfolgs- und Investi-

tionsrechnung) sowie den Finanz-

plan (Planrechnung). 

FDP (allgemeine Bemerkung) 

Eine Schulden- und Ausgabenbremse soll 

wirksam sein. Dies wird nur erreicht, wenn es 

keine Schlupflöcher, bzw. keinen Spielraum 

gibt. Die Schuldenbremse soll von den Regeln 

abhängen und nicht von den «Playern». Aus 

unserer Sicht ist es zusätzlich zum vorher 

Geschriebenen wichtig, dass es schon klare 

Regeln bei der Budgetierung gibt. Diese 

müssten im Reglement unbedingt noch ver-

ankert werden. Nicht nur die Rechnung, son-

dern auch das Budget muss zwingend (mittels 

Schattenbuchhaltung) «schuldenbremsekon-

form» sein.     

 

Das Anliegen ist berücksichtigt: 

Der § 2 Abs. 1 regelt, dass Budget 

und Finanzplan nur verabschiedet 

werden dürfen, wenn sie regelkon-

form sind, das heisst, wenn die 

Vorgaben eingehalten sind und 

die beiden Schwankungstöpfe 

nicht negativ werden. 

 

2

 Von diesem Reglement nicht 

miterfasst werden die Spezialfi-

nanzierungen. 

Verwaltungsinterne Feststellung gestützt auf 

die Vernehmlassungseingaben 

Die Finanzströme zwischen den 

Spezialfinanzierungen und der 

Einwohnergemeinde beeinflussen 

Budget und Jahresrechnung. Die 

Finanzverbindlichkeiten der Spezi-

alfinanzierungen sollen aus der 

Berechnung eliminiert werden 

(Regelung in § 3 Abs. 1b), jedoch 

nicht die daraus resultierenden 

Finanzströme. Der Absatz 2 kann 

deshalb gestrichen werden. 

Absatz 2 wird gestrichen. 
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2. Vorgaben und Massnahmen         

§  4 

Vorgaben zum Eigenkapital 

FDP 

Das Modell der doppelten Schuldenbremse 

erachten wir als sinnvoll. Es ist relativ einfach 

strukturiert. Ziel muss sein, dass Resilienz 

geschaffen wird für «Schlechtwetterperio-

den».      

 

  

1

 Die Erfolgsrechnung muss im 

Durchschnitt mehrerer Jahre aus-

geglichen sein. 

FDP 

Die in §4 Abs.1 ausgeführte Solvenzvorgabe 

ist mit der Angabe «im Durchschnitt mehrere 

Jahre» nicht konkret. Dies ist aus unserer 

Sicht aber zwingend notwendig um nicht als 

Schlupfloch missbraucht werden zu können. 

Betrachtet man beispielsweise die Vorgabe 

beim Bund, die Dauer von Rezessionen etc., 

dann erachten wir die Vorgabe von 5 Jahren 

als ideal um konjunkturelle Schwankungen 

abfedern zu können. Bei der fixen Jahresvor-

gabe muss zudem berücksichtigt werden, 

dass sie nicht auf den politischen Wahlzyklus 

fällt.     

 

Mit dem gewählten Modell 

"Schwankungstopf zur Stabilisie-

rung des Eigenkapitals" erübrigt 

sich die Definition einer fixen Jah-

resvorgabe.  

 

2

 Zu diesem Zweck werden Gewin-

ne aus der Erfolgsrechnung dem 

Schwankungstopf zur Stabilisie-

rung des Eigenkapitals gutge-

schrieben und Verluste aus der 

Erfolgsrechnung diesem belastet. 

EVP 

Wir begrüssen, dass die Schuldenbremse An-

wendung über einen grösseren Zeithorizont 

findet, womit für unsere relativ kleine Stadt 

die nötige Flexibility erhalten bleibt. Die bei-

den vorgesehenen Schwankungstopfe erach-

ten wir als sinnvolle Lösung. 

  

3

 In der Erfolgsrechnung berück-

sichtigte Buchgewinne und –

verluste, die auf buchhalterische 

Bewertungsanpassungen zurück-

zuführen sind, werden im 

Schwankungstopf zur Stabilisie-

FDP 

In Abs.3 werden Bewertungsanpassungen 

erwähnt. Die Rechnungslegungsstandards, 

bzw. die Bewertungsgrundsätze sind eine 

zentrale Komponente, wenn es darum geht 

Schlupflöcher zu öffnen oder eben zu schlies-

 

Artikel 3 bewirkt, dass rein buch-

halterische Bewertungsanpassun-

gen keinen Einfluss auf die Einhal-

tung der Schuldenbremse haben. 

Diese Regelung wirkt auch bei 

 



- 7 - 

 
 

Beschluss Stadtrat vom 10. Sep-

tember 2018 für die Vernehm-

lassung 

Vernehmlassungseingaben 

 

Stellungnahme 

 

Änderungen 

rung des Eigenkapitals kompen-

siert. 

sen (vgl. Schuldenbremse-Modell des Bundes, 

das milliardenhohe Bewertungsanpassungen 

möglich machte). Die Liquidität darf schwan-

ken, aber es darf keine Bewertungsschwan-

kungen geben. In diesem Zusammenhang 

wünschen wir zudem eine vordefinierte Fest-

legung für die periodische Abgrenzung (Bsp. 

Steuerertrag: wird der Betrag berücksichtigt, 

wenn die Rechnung verschickt ist oder wenn 

sie bezahlt ist?)     Wir fordern, dass das Reg-

lement bei einer Änderung des heute gültigen 

Bewertungsstandards neu angepasst werden 

muss. 

 

SVP 

Grundsätzliche Zustimmung. Es muss aller-

dings sichergestellt werden, dass die Bewer-

tungsgrundlagen (heute HRM II) unverändert 

bleiben bzw. bei einer Anpassung der Bewer-

tungsregeln, die ev. zu Höherbewertungen 

führen, dieser Effekt nicht zu einer Erhöhung 

der Schwankungstöpfe führt. Möglicherweise 

ist diesem Anliegen in Ziffer 3 Rechnung ge-

tragen, allerdings unseres Erachtens nicht 

sehr verständlich. 

    

einer Anpassung der seit dem Jahr 

2014 gültigen Bewertungsstan-

dards (HRM2). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Artikel 3 trägt dem Anliegen 

Rechnung.  

4

 Der Schwankungstopf zur Stabi-

lisierung des Eigenkapitals darf 

nicht negativ werden. 

   

5

 Der Wert des Schwankungstopfs 

zur Stabilisierung des Eigenkapi-

tals am Ende des Jahres berechnet 

sich aus dessen Wert am Anfang 

des Jahres zuzüglich das Gesamt-

ergebnis der Erfolgsrechnung. 
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§  5 

Vorgaben zur Schuldenquote 

FDP 

Die unter Pkt. 4 gemachten Ausführungen zur 

unbestimmten Zeitdauer gelten auch hier. Wir 

fordern eine Konkretisierung von «mehrere 

Jahre» und schlagen 5 Jahre vor. 

 

 

Die Bemerkungen unter Artikel 4 

gelten analog. Das gewählte Mo-

dell mit einem Schwankungstopf 

erübrigt die Definition einer Zeit-

dauer. Überschüsse und Fehlbe-

träge verändern den Schwan-

kungstopf über die Jahre. Dieser 

darf nicht negativ werden. 

 

1

 Die Schulden dürfen im Durch-

schnitt mehrerer Jahre prozentual 

nicht stärker ansteigen als das 

Steuersubstrat. 

SVP 

Wir erachten die Koppelung von Kreditvolu-

men mit der Veränderung vom Steuersubstrat 

als sinnvoll. Die Berechnungsmethode beur-

teilen wir als ziemlich kompliziert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

SP 

Die vorgeschlagene Lösung entzieht künfti-

gen Generationen die Handlungsfähigkeit und 

ersetzt sie durch einen starren Automatismus 

und ein rigides in sich widersprechendes Re-

gelwerk (Zieldreieck). Andere Städte, wie zum 

Beispiel Basel-Stadt und Zürich, haben nur 

einige wenige Paragraphen zum Haushalts-

gleichgewicht.  Schon heute sehen wir grosse 

Probleme und Spannungen auf uns zukom-

men, zwischen der vorgeschlagenen Schul-

denbremse und dem Zukunftsraum-Projekt. 

 

 

Eine Alternative wäre die Vorgabe 

von fixen Beträgen, um die die 

Schulden ansteigen dürften. Diese 

Variante wäre zwar in der Berech-

nung einfacher, müsste aber peri-

odisch mit den effektiven Verän-

derungen des Steuersubstrats ab-

geglichen werden. In der Folge 

würde sich die Frage nach einem 

Anpassungsmechanismus stellen, 

falls die effektiven Veränderungen 

von den fixen Beträgen abwei-

chen. 

 

 

Die Parameter der Schuldenbrem-

se werden mit dem Projekt Zu-

kunftsraum geprüft werden müs-

sen. 
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2

 Zu diesem Zweck werden dem 

Schwankungstopf zur Stabilisie-

rung der Schuldenquote die mit 

der Veränderungsrate des Steu-

ersubstrats multiplizierten Finanz-

verbindlichkeiten sowie das Er-

gebnis der Finanzierungsrechnung 

gutgeschrieben oder belastet.   

Pro Aarau 

Wenn die Schuldenquote an das Steuersub-

strat gekoppelt wird, was passiert, wenn das 

Steuersubstrat einbricht? 

 

Grünliberale 

Was bedeutet das, wenn das Steuersubstrat z. 

B. konjunkturell bedingt sinkt? Müssen dann 

gleichzeitig Schulden abgebaut werden; also 

genau dann, wenn die Einnahmen bereits 

einbrechen? Der städtische Haushalt würde 

durch diesen Mechanismus zu einem Verstär-

ker der Wirtschaftszyklen, anstatt dämpfend 

zu wirken. 

Wenn der Steuerertrag sinkt, 

müsste mit der vorgeschlagenen 

Definition auch die Verschuldung 

entsprechend sinken. Weil dies bei 

schlechter Konjunktur eine sehr 

restriktive Regelung ist, sollen neu 

nur noch Nettozunahmen (und 

nicht mehr Veränderungen) be-

rücksichtigt werden. 

 

Damit müssen die Finanzverbind-

lichkeiten bei sinkenden Steuer-

einnahmen nicht analog abneh-

men. Sie dürfen gleich hoch ("ein-

gefroren") bleiben, bis das Steu-

ersubstrat wieder über dem Ni-

veau vor der Abnahme liegt. 

2

 Zu diesem Zweck werden dem 

Schwankungstopf zur Stabilisierung 

der Schuldenquote die mit der Zu-

wachsrate Veränderungsrate des 

Steuersubstrats multiplizierten Fi-

nanzverbindlichkeiten sowie das 

Ergebnis der Finanzierungsrech-

nung gutgeschrieben oder belas-

tet.   

 

Ergänzung von § 3 Abs. 1 (Begriffe): 

neu d) Zuwachsrate: positive Verän-

derung des Steuersubstrats unter 

Berücksichtigung vorgängiger nega-

tiver Veränderungen (Nettozu-

wachs). 

3

 Der Schwankungstopf zur Stabi-

lisierung der Schuldenquote darf 

nicht negativ werden. 

   

4

 Der Wert des Schwankungstopfs 

zur Stabilisierung der Schulden-

quote am Ende des Jahres berech-

net sich aus dessen Wert am An-

fang des Jahres zuzüglich den mit 

der Veränderungsrate des Steu-

ersubstrats multiplizier-

ten Finanzverbindlichkeiten sowie 

zuzüglich dem Ergebnis der Fi-

nanzierungsrechnung. 

Siehe Eingaben von Pro Aarau und der Grünli-

beralen zu Absatz 2 

Anpassung analog zu Abs. 2 
4

 Der Wert des Schwankungstopfs 

zur Stabilisierung der Schuldenquo-

te am Ende des Jahres berechnet 

sich aus dessen Wert am Anfang 

des Jahres zuzüglich den mit der 

Zuwachsrate Veränderungsrate des 

Steuersubstrats multiplizier-

ten Finanzverbindlichkeiten sowie 

zuzüglich dem Ergebnis der Finan-

zierungsrechnung. 
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§  7 

Sanktionen 

FDP 

Wir unterstützen den vorgeschlagenen Sank-

tionierungsmechanismus. 

 

  

1

 Wird der Wert des Schwankungs-

topfs zur Stabilisierung des Eigen-

kapitals negativ, muss dieser Wert 

als Aufwand im nächsten Budget 

eingestellt werden. 

   

2

 Wird der Wert des Schwankungs-

topfs zur Stabilisierung der Schul-

denquote negativ, müssen die 

unter Berücksichtigung der Vor-

gaben zur Schuldenquote vorge-

sehenen Nettoinvestitionen im 

nächsten Budget um diesen Wert 

gekürzt werden. 

SP 

Was hier vorgeschlagen wird ist sehr gefähr-

lich. Ein in schlechten Jahren erwirtschaftetes 

Defizit wird weitergezogen, und führt dazu, 

dass der Schwankungstopf zunehmend ge-

leert wird. Gegensteuer kann nur gegeben 

werden, wenn Investitionen auf ein Minimum 

gekürzt werden, was die Aarauer Bevölkerung 

zu spüren kriegen wird. Zusätzlich erschwert 

wird ein Ausgleich in einer Rezession. Die 

Schuldenbremse führ zu einem Investitions-

stopp. Ausserdem berücksichtig sie keine 

äusseren Einflüsse und geht zum Beispiel 

nicht auf den Konjunkturzyklus ein, so wie 

anderen Schuldenbremsen dies tun. 

 

 

Pro Aarau 

Nicht nur die Investitionen sollen gekürzt 

werden, der Steuerfuss muss angepasst wer-

den.  Ansonsten ist es nur eine Investitions-

bremse. 

 

 

Die Berücksichtigung des Kon-

junkturzyklus erweist sich selbst 

auf Ebene des Bundes als sehr 

anspruchsvoll. Auf Gemeindeebe-

ne wäre eine solche Regelung zu 

komplex. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf eine automatische Anpassung 

des Steuerfusses wurde verzichtet, 

da dies die Kompetenz von Ein-

wohnerrat und Volk sehr stark 

einschränken würde. 
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§  8 

Ausnahmen 

   

1

 Der Einwohnerrat kann die Vor-

gaben und Sanktionen mit zwei 

Dritteln aller Einwohnerräte über-

steuern, indem er den Schwan-

kungstöpfen zusätzliche Mittel 

zuweist. 

FDP 

Aus unserer Sicht ist es notwendig, dass bei 

einer sehr grossen, für Aarau wichtigen, In-

vestition eine Ausnahme möglich ist. Der 

Vorschlag einer 2/3 Mehrheit im ER ist aus 

unserer Sicht eine adäquat hohe Hürde. Was 

passiert mit den Zuweisungen? Dazu wird im 

Reglement nichts erwähnt. Wir fordern, dass 

eine allfällige Zuweisung über einen Zeitraum 

von 10 Jahren über die Schwankungstöpfe 

ausgeglichen werden muss. Im Initiativetext 

heisst es denn auch, dass Nettoinvestitionen 

im Durchschnitt von max. 10 Rechnungsjah-

ren selbst zu finanzieren sind. Ziel soll es 

sein, die Investitionen zu verstetigen, so dass 

es keine Investitionsspitzen mehr geben soll-

te.   

 

SVP 

Eine 2/3 Mehrheit im Einwohnerrat erscheint 

uns als sinnvoll. Eine Übersteuerung der Vor-

gaben für die Schuldenbremse bedarf einer 

breit abgestützten Mehrheit im Parlament. 

 

SP 

Bereits heute können Investitionen innerhalb 

und ausserhalb des Budgets mit einer Mehr-

heitsabstimmung im Einwohnerrat erwirkt 

werden. Der Vorschlag Investitionen mit einer 

Zweidrittelsmehrheit durchboxen zu wollen 

ist untauglich, da diese sehr einfach mit einer 

Eindrittelsmehrheit blockiert werden können. 

Wir erwarten, dass vor allem auch kleinere 

aber trotzdem notwendige Investitionen weg-

gespart werden. Wir zweifeln, dass der Aus-

gleichstopf seiner Aufgabe als Ausgleichsme-

 

Wenn der Einwohnerrat mit der 

Ausnahmeregel den Schwan-

kungstöpfen mehr Mittel zuweist, 

kann er gleichzeitig entscheiden, 

ob und wenn ja innert welcher 

Frist diese Zuweisung kompensiert 

werden soll. Diese einzelfallweise 

Festlegung ist sachgerechter als 

eine generelle Regelung im Reg-

lement, welche dann in einem 

Ausnahmefall – und es geht hier 

wirklich um Ausnahmen - doch 

nicht passt.  

 

 

 

 

 

Die Ausnahmeregel ist für speziel-

le Einzelfälle gedacht. Eine 2/3 

Mehrheit der anwesenden Mitglie-

der des Einwohnerrats (nicht mehr 

aller Mitglieder) wird als noch im-

mer sinnvolle Hürde erachtet. 

1

 Der Einwohnerrat kann die Vorga-

ben und Sanktionen mit zwei Drit-

teln aller der anwesenden Einwoh-

nerräte übersteuern, indem er den 

Schwankungstöpfen zusätzliche 

Mittel zuweist. 
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chanismus gerecht wird und erwarten, dass 

nach einer ersten finanziell schwierigen Peri-

ode die Ausnahmeregelung zur Regel wird. 

Wir glauben nicht, dass der Ausgleichstopf 

bei einem ausgeglichenen Budget wieder sig-

nifikant aufgefüllt werden kann – per Definiti-

on ist ein Budget dann ausgeglichen, wenn es 

weder ein grosses Defizit, noch einen grossen 

Überschuss aufweist. Wir glauben diese Lö-

sung wird zum Boomerang und wird dazu 

führen, dass aufgrund ausbleibender Investi-

tionen die Stadt Aarau in ihrer Standortattrak-

tivität zurückfallen wird – ein tiefer Steuerfuss 

ist nicht der einzige Attraktivitätsfaktor!   

3. Schlussbestimmungen         

§  9 

Startwerte für die Schwankungs-

töpfe 

   

1

 Die erste Berechnung der 

Schwankungstöpfe erfolgt für das 

Rechnungsjahr, in dem das Reg-

lement in Kraft tritt. 

   

2

 Die Startwerte der Schwankungs-

töpfe betragen: 

SP 

Die vorgeschlagene Lösung erachten wir als 

nicht tauglich. Die Wahl der 5 Mio. als «Start-

kapital» für den Schwankungstopf ist willkür-

lich und die Wirkung als Ausgleichsmecha-

nismus wird weit verfehlt. Ein in schwierige-

ren Jahren «erwirtschaftetes» Defizit wird auf 

Ewigkeiten mitgetragen und späteren Genera-

tionen mitvererbt – hier hat zum Beispiel der 

Kanton Zürich ein Betrachtungsfenster von 8 

Jahren, d.h. nach 4 Jahren ist ein schlechtes 

Jahr «vergessen». Dieses Problem eines dys-

funktionalen Ausgleichsmechanismus’ wird 

 

Die Startwerte der Schwankungs-

töpfe wurden so festgelegt, dass 

einerseits die Regeln nicht bereits 

kurz nach deren Einführung ver-

letzt werden, und andererseits die 

Werte nicht so gross sind, dass die 

Regeln nicht mehr greifen.  

 



- 13 - 

 
 

Beschluss Stadtrat vom 10. Sep-

tember 2018 für die Vernehm-

lassung 

Vernehmlassungseingaben 

 

Stellungnahme 

 

Änderungen 

verstärkt, durch das Fehlen einer Regelung 

zur Wiederauffüllung des Schwankungstopfs – 

es wird davon ausgegangen, dass es sehr 

gute Jahre geben wird, die den Topf wieder 

füllen. Ein solches Szenario wird in der ge-

wählten Simulation versucht zu vermitteln. 

Wir finden aber das gewählte Szenario und 

Betrachtungsfenster sind ungenügend – seit 

2008 glauben wir nicht mehr an Simulationen 

im Finanzbereich. Vor allem, wenn sie wie 

hier auf einem viel zu kurzen und zu positi-

ven Szenario beruhen. Wir erwarten, dass die 

Schuldenbremse vor allem in schlechteren 

Jahren, oder Jahren mit grossen Investitionen 

fehlschlagen wird – das gewählte Szenario 

deckt dies nicht ab.   

 

a) Schwankungstopf zur Stabilisie-

rung des Eigenkapitals: 5 Mio. 

Franken; 

   

b) Schwankungstopf zur Stabilisie-

rung der Schuldenquote: 15 Mio. 

Franken. 

 Im Bereich der Investitionen sind 

grössere Schwankungen denkbar, 

weshalb der Startwert erhöht wer-

den soll. 

b) Schwankungstopf zur Stabilisie-

rung der Schuldenquote: 15 20 Mio. 

Franken. 

II.    

Keine Fremdänderungen.         

III.    

Keine Fremdaufhebungen.         
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IV.    

Der Stadtrat bestimmt den Zeit-

punkt des Inkrafttretens. 

SVP (weitere Bemerkungen) 

Es fehlt eine Definition betreffend Handha-

bung der Schuldenbremse bei der Einführung. 

Diese dürfte zu Beginn - beispielhaft im 2019 

- erstmal "nur" auf die Budgets von 2 Jahren 

zur Anwendung gelangen, nämlich 2019 für 

Budget 2020 und 2020 für Budget 2021, bis 

im Jahr 2021 dann die erste effektive Rech-

nung 2020 unter dem Regime der Schulden-

bremse abgeschlossen wird. Für die ersten 

beiden Budgets (in diesem Fall 2020 und 

2021) sollten unseres Erachtens noch keine 

Schwankungstöpfe bestehen bzw. diese bei 

Null liegen. Erst mit dem ersten effektiven 

Rechnungsabschluss (Rechnung 2020 im 

2021) sollen die Schwankungstöpfe mit den 

Werten 5 und 15 Mio. geäufnet und die Er-

gebnisse der Rechnung 2020 darin dann an-

gerechnet werden. 

 

 

Heissen Einwohnerrat und Volk 

die Schuldenbremse gut, wird der 

Stadtrat diese In Kraft setzen, z.B. 

auf den 1. Juli 2019. Auf dieses 

Datum hin werden die Schwan-

kungstöpfe gebildet. Das Rech-

nungsjahr 2019 wäre das erste 

Rechnungsjahr, das den Topf ver-

ändert. Das Budget 2020 und der 

Finanzplan 2019 – 2024 müssten 

die Vorgaben einhalten. Die Initia-

tive wünschte, dass die Regeln 

erstmals im Haushaltsjahr 2019 

gelten. Das ist bei einer Volksab-

stimmung im Mai 2019 möglich 

und auch sinnvoll.  

 

Aarau, xx.xx.xxxx    

Im Namen des Einwohnerrates 

  

Der Präsident 

Matthias Keller 

  

Der Protokollführer 

Stefan Berner 

   

Ablauf der Referendumsfrist am 

xx.xx.xxxx. 

        

Aarau, xx.xx.xxxx  
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 Weitere Bemerkungen, welche nicht einzel-

nen §§ zugeordnet werden können 

  

 SP 

Wir sind über die Reife der vorgeschlagenen 

Vorlage erstaunt, waren wir doch der Auffas-

sung, die Schuldenbremse würde verstärkt 

ergebnisoffen geprüft – unter Anbetracht, 

dass auch das Budget 2019 bereits das Re-

gelwerk der hier vorgeschlagenen Schulden-

bremse beinhaltet hat, ist die Ergebnisoffen-

heit sicherlich nicht gegeben.  Wir erachten 

die vorgeschlagene Lösung als nicht notwen-

dig und ausserdem untauglich. Der Einwoh-

nerrat hat heute die Budgetkompetenz, und 

debattiert, wägt ab und berät über alle Inves-

titionen, und nimmt diese mit einer Mehrheit 

an, oder lehnt diese mit einer Mehrheit ab. 

Ein rigider Automatismus, wie er hier vorge-

schlagen wird, entmachtet den Einwohnerrat 

und die Stimmbevölkerung, und führt zu ei-

nem Investitionsstau – spätestens nach einer 

finanziell schwierigen Periode.  Das gewählte 

Szenario um die Tauglichkeit dieser Schul-

denbremse zu demonstrieren erachten wir als 

ungenügend: das Zeitfenster ist viel zu klein 

und die fiskalen Umstände sind viel zu posi-

tiv. Um die Tauglichkeit einer solchen Schul-

denbremse wirklich demonstrieren zu kön-

nen, müssten einige Worst-Case Szenarien 

mit längeren Betrachtungsräumen gewählt 

werden: Schwankungstopf ist leer, gute Steu-

erzahler wandern ab, grosse Investitionen 

stehen an, etc. Ausserdem wäre eine Evalua-

tion der Jahresziele aus der Betrachtung der 

Schuldenbremse sehr interessant.   

 

 

Die Schuldenbremse wurde er-

gebnisoffen geprüft. Auf den 

Planzahlen des Politikplans 2018 – 

2023 wurden die Auswirkungen 

der definierten Eckwerte getestet. 

Die Testdaten zeigen, dass es An-

strengungen braucht, damit die 

Vorgaben eingehalten werden 

können.  

 

Der Stadtrat ist der Auffassung, 

dass die vorgeschlagenen Mass-

nahmen zur Sicherung eines 

nachhaltigen Finanzhaushalts der 

Stadt beitragen. Er hat deshalb ein 

Reglement ausgearbeitet. Dieses 

ist eine wichtige Entscheidungs-

grundlage für den Einwohnerrat 

und das Volk. Nur mit der konkre-

ten Ausgestaltung der Regelwerks 

kann sich der Souverän ein Bild 

davon machen, wie die Schulden-

bremse wirkt. 
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Grüne 

Der vorliegende Entwurf berücksichtigt zu 

wenig, dass die städtische Politik nur be-

schränkt auf die stätischen Einnahmen und 

Ausgaben Einfluss nehmen kann. Einerseits 

sind annähernd zwei Drittel der Ausgaben 

durch gesetzliche Vorgaben vorgeschrie-

ben, andererseits wird durch den kantonal 

definierten Steuersatz der Steuerertrag 

wesentlich geprägt. Es ist also durchaus 

möglich, dass die Schulden wachsen, auch 

wenn sehr sorgfältig und verantwortungs-

voll politisiert wird. Wir empfehlen deshalb, 

dass der vorliegende Reglementsentwurf 

mit einem entsprechenden Paragraphen 

ergänzt wird. Dieser könnte wie folgt lau-

ten: „Verschlechtern sich in der Jahresrech-

nung, die nicht durch die städtische Politik 

beeinflussbaren Positionen (z. B. gebunde-

ne Ausgaben und Steuersatz) um mehr als 

zwei Steuerprozente, muss der Stadtrat 

dem Einwohnerrat für das nächste Budget 

zwingend die entsprechende Erhöhung des 

Steuerfusses beantragen.“  

 

EVP 

Auf Seite 4 der Vernehmlassungsvorlage 

werden im Zieldreieck der Finanzstrategie 

folgende drei Eckpunkte festgehalten: „ge-

sunder Finanzhaushalt", - „Gutes Leistungs-

angebot" und „attraktive Steuerbelastung". 

In der Vorlage fehlt uns jedoch der Bezug 

zum Leistungsangebot. So konnte es sein, 

dass der Wert eines Schwankungstopfes, 

insbesondere zur Stabilisierung des Eigen-

kapitals ungewollt negativ ausfällt. Da die-

ser Wert automatisch ins folgende Budget 

als Aufwand eingestellt werden musste, 

waren im Gegenzug Leistungen einzuspa-

Eine Trennung von gebundenen 

und nicht gebundenen Ausgaben 

kann im Einzelfall schwierig sein 

(Beispiel KiBeG). 

Auf einen fixen Mechanismus zur 

Anpassung des Steuerfusses soll 

verzichtet werden. Dies würde die 

Kompetenz des Souveräns zu fest 

beschneiden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die explizite Festlegung der Ecken 

"gesunder Finanzhaushalt" und 

"attraktive Steuerbelastung" führt 

automatisch zur impliziten Festle-

gung der dritten Ecke, dem Leis-

tungsangebot.  

 

Auf eine explizite Zielfestlegung 

im Leistungsbereich ist verzichtet 

worden, weil eine einfache Quanti-

fizierung im Rahmen einer Finanz-

strategie praktisch unmöglich ist. 

 

Der "minimale Leistungskatalog" 
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ren. Wir verlangen deshalb, dass in der 

Vorlage zur Schuldenbremse unverzichtba-

re Leistungen definiert werden. So könnte 

z.B. der Leistungskatalog der Stabilomass-

nahmen als verbindlicher minimaler Leis-

tungskatalog definiert werden. 

 

Grünliberale 

Für die Grünliberalen ist das Bemühen um 

eine mittel- und langfristig ausgeglichene 

Erfolgsrechnung zentral für eine nachhalti-

ge Finanzpolitik. Ein sparsamer Umgang 

mit Steuergeldern sowie die ständige Über-

prüfung der Not-wendigkeit und Zweck-

mässigkeit aller Ausgaben ist für die Grün-

liberalen Aarau eine Selbstverständlichkeit. 

Des-halb begrüssen wir die Abklärungen 

und den vorliegenden Entwurf zur Einfüh-

rung einer Schuldenbremse zur Sicherung 

eines gesunden Finanzhaushalts. Zu Be-

dauern ist, dass die in Auftrag gegebene 

Studie keine Würdigung der bestehenden 

Situation, keine Vergleiche mit anderen 

Städten oder alternative Vorschläge auf-

zeigt. Voraussetzungen, welche eine wirkli-

che politische Diskussion erst ermöglichen 

würden.  

Der Stadtrat hat eine Finanzstrategie defi-

niert, die sich sinnvollerweise am Zieldrei-

eck «gesunder Stadthaushalt – gutes Leis-

tungsangebot – attraktive Steuerbelastung» 

orientiert. Eine gute Politik ist aus unserer 

Sicht erreicht, wenn eine optimale Balance 

zwischen den drei Polen gefunden wird. Die 

vom Stadtrat gewählten Leitlinien (Das Ei-

genkapital darf nicht sinken. Die Schulden-

quote darf nicht ansteigen. Die Steuerbe-

lastung soll relativ moderat sein) optimie-

ren, zu unserem Befremden, lediglich nach 

würde zudem laufend Anpassun-

gen (Reglementsanpassung auf 

Stufe Einwohnerrat) erfordern. 

 

 

 

 

Betr. Leistungsangebot, siehe obi-

ge Ausführungen zur Eingabe der 

EVP. 
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zwei Polen (Im erwähnten Dreieck illustrativ 

eingezeichnet: ). 

Die gewählte Finanzstrategie definiert die 

Einnahmeseite (Steuern) als quasi unverän-

derlichen Faktor. Mit der Erfüllung der Vor-

gaben zum Erhalt des Eigenkapitals und zu 

einer konstanten Schuldenquote bleiben als 

Spielraum zur Steuerung der Finanzen nur 

die Ausgaben und somit letztendlich die 

Veränderung des städtische Leistungsan-

gebots. In dieser Form mündet jegliche 

Verletzung der Stabilitätsbedingungen 

zwangsläufig alleinig in zusätzlichen Spar-

bemühungen bei den nicht gebundenen 

Ausgaben. Die Anpassung des Steuerfusses 

zur Verbesserung des Steuersubstrats wird 

als Steuerungsinstrument in der vorliegen-

den Schuldenbremse hingegen nicht be-

rücksichtigt. Die so ausgestaltete Schul-

denbremse ist nicht nur politisch heikel, 

sondern bedroht auch das städtische Leis-

tungsangebot, das wesentlich zur Lebens-

qualität und zur Attraktivität von Aarau 

beiträgt. Das «gute Leistungsangebot» wird 

im vorliegenden Papier leider nicht defi-

niert und verbleibt als finanziell zu opti-

mierender Variablen ohne eigenen Wert.  

 

Die vorgeschlagene Schuldenbremse hält 

den städtischen Finanzhaushalt im Gleich-

gewicht, blendet aber die Einnahmeseite 

(Steuern) und damit auch die Bedeutung 

eines attraktiven Leistungsangebots für die 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf einen automatischen Mecha-

nismus zur Anpassung des Steuer-

fusses ist verzichtet worden. Die 

Anpassung des Steuerfusses soll 

in der Hohheit des Einwohnerrats 

und des Volks bleiben. 
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Bevölkerung aus. In dieser Form ist Schul-

denbremse für die Grünliberalen nicht ak-

zeptabel. Mechanismen zur Anpassung des 

Steuerfusses müssten im Modell einer 

Schuldenbremse auch berücksichtigt wer-

den, um nicht einseitig und mit allenfalls 

unerwünschten Nebenwirkungen zu funkti-

onieren.  

Eine Schuldenbremse zur Sicherung eines 

gesunden Haushalts ist unnötig und verur-

sacht nur zusätzlichen administrativen 

Aufwand. Unnötig, weil in Aarau, im Ge-

gensatz zu Bund und Kanton, das Volk das 

letzte Wort hat: Jährlich müssen Budget 

und somit auch der Steuerfuss von der 

Stimmbevölkerung verabschiedet werden. 

Die Abstimmungsresultate der letzten Jahre 

zeigen dabei deutlich, dass die Bevölke-

rung dem Stadt- und Einwohnerrat jeweils 

die Grenzen aufzeigt und den erwähnten 

Abgleich im Zieldreieck macht. Mit einer 

Schuldenbremse verlieren Parlament und 

Bevölkerung ohne Not ihre Einflussmög-

lichkeiten. Auch ohne Schuldenbremse gilt 

in Aarau: Leistungsangebot, Budget und 

Steuerfuss müssen gut begründet sein und 

als angemessen empfunden werden, um 

angenommen zu werden. Ein zusätzliches 

kompliziertes Regelwerk braucht es nicht – 

zumindest, wenn man der Bevölkerung 

vertraut. 

 

Einzelperson 

Mir scheint das ganze etwas kompliziert. Ist 

dies noch praktikabel, durchsetz- und kon-

trollierbar?  Im Grundsatz finde ich eine 

Schuldenbremse nötig und sinnvoll. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der administrative Aufwand für 

die Erfassung und das Reporting 

der definierten Parameter ist rela-

tiv bescheiden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die definierten Parameter sind 

relativ einfach und somit auch 

kontrollierbar. 

 

 

 

 



- 20 - 

 
 

Beschluss Stadtrat vom 10. Sep-

tember 2018 für die Vernehm-

lassung 

Vernehmlassungseingaben 

 

Stellungnahme 

 

Änderungen 

Einzelperson  

Der Stadtrat wurde nur beauftragt eine 

Schuldenbremse zu prüfen vom Einwohner-

rat. Dass er gleich ein Reglement zur Schul-

denbremse vorlegt ist eine Kompetenzüber-

schreitung seitens der Exekutive. 

 

Einzelperson 

Grundsätzlich ist eine Schuldenbremse zu 

befürworten. Kritisch sind vage Formulie-

rungen wie "Steuerbelastung soll relativ 

moderat sei." Z. B. fehlt die Vergleichsgrös-

se, zu der mit "relativ" ein Bezug hergestellt 

werden könnte. Je nach Parteizugehörigkeit 

kann das zu massiven Beurteilungsdifferen-

zen führen. Auch fehlen in der Umfrage die 

Links zu den weiterführenden oder zu 

Grund liegenden Dokumenten, so dass die 

Antworten hier nur sehr bedingt gegeben 

werden können. 

 

 
  

Siehe Ausführungen zur gleichen 

Eingabe der SP unter "allgemeine 

Bemerkungen". 

 

 

 

 

Die Begriffe "moderate Steuerbe-

lastung" soll gemäss § 1 Abs. 2 

am Bezirks- und am Kantonsmittel 

gemessen werden. 

 

 

 

 


